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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die kantonalen Gesamterneuerungswahlen 2013 dürften der FDP nicht in guter
Erinnerung bleiben. Per Saldo verloren die Freisinnigen in den vier Kantonen, in denen
Parlamentswahlen stattfanden, nicht weniger als 14 Sitze. Herbe Verluste mussten sie in
der Westschweiz hinnehmen: Im Kanton Genf verlor die FDP sieben Mandate und im
Kanton Neuenburg deren sechs. Auch im Kanton Solothurn büsste die FDP einen Sitz
ein. Trösten konnten sich die Freisinnigen daran, dass sie in diesen drei Kantonen trotz
teilweise massiver Wählerverluste noch immer die stärkste Kraft in der kantonalen
Legislative blieben. Einzig im Kanton Wallis gelang es der FDP, trotz Misserfolg der
deutschsprachigen FDP Oberwallis, ihre Sitze zu halten. Die Sitzverluste führten dazu,
dass sich der Abstand zur SVP, die mit 562 aller 2'559 kantonalen Sitze Ende Berichtjahr
nach wie vor am stärksten in den kantonalen Parlamenten vertreten war, vergrösserte.
Die FDP war diesbezüglich aber mit total 530 Mandaten immer noch zweitstärkste
Partei.

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

In drei der vier im Berichtjahr stattfindenden kantonalen Parlamentswahlen musste die
SP Sitzverluste hinnehmen. In den Kantonen Neuenburg und Wallis gingen je drei, im
Kanton Solothurn ein Sitz verlustig. Einzig im Kanton Genf konnten die Genossen an
Wähleranteilen zulegen, was sich allerdings nicht in Sitzgewinne ummünzen liess;
immerhin konnte man die 15 Sitze halten. Ende Berichtjahr hielt die SP nach den per
Saldo 8 Sitzverlusten von den 2'559 kantonalen Legislativmandaten noch deren 452
(17,7%); das sind die viertmeisten Sitze hinter der SVP (562 Sitze), der FDP (530 Sitze)
und der CVP (460 Sitze).

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.10.2013
MARC BÜHLMANN

Einen Erfolg konnte die SP bei den kantonalen Regierungswahlen in Neuenburg feiern,
wo sie mit einem zusätzlichen Sitz die Regierungsmehrheit von drei Mandaten eroberte.
Ihren jeweiligen Regierungssitz verteidigen konnten die Genossen in den Kantonen
Genf, Solothurn und Wallis. Die Angriffe bei Ersatzwahlen in Basel-Landschaft und
Freiburg waren jedoch jeweils sehr knapp nicht erfolgreich. Insgesamt konnte die SP
damit ihren Regierungsanteil in den Kantonen leicht ausbauen. Die Genossen besetzen
33 von total 156 Exekutivsitzen. Nur die FDP (42 Sitze) und die CVP (39 Sitze) haben eine
stärkere kantonale Regierungsbeteiligung.

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.10.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Im März 2021 wurde im Kanton Genf eine neue Linkspartei mit dem Namen
«Résistons» ins Leben gerufen. Es handelte sich dabei um eine Abspaltung der Partei
SolidaritéS. Unter den rund 30 Gründungsmitgliedern von Résistons waren auch fünf
Grossrätinnen und Grossräte sowie die einzige Nationalrätin von SolidaritéS, Stefania
Prezioso. Gemäss einem Bericht der Tribune de Genève folgte die Spaltung auf
monatelange interne Spannungen bei SolidaritéS. Eine Vertreterin von Résistons gab an,
SolidaritéS lasse zunehmend ein klares politisches Programm vermissen. Das Fass für
die Dissidentinnen und Dissidenten zum Überlaufen gebracht habe schliesslich, dass
sich eine Mehrheit von SolidaritéS entschieden habe, auf eine Kandidatur für die
Genfer Regierungsratsersatzwahlen vom März 2021 zu verzichten.
Résistons wollte indessen als nunmehr vierter Allianzpartner unter dem Dach der
Wahlallianz Ensemble à Gauche verbleiben, zu der nebst SolidaritéS auch die Partei der
Arbeit und die Formation DAL (Défense des aîné-e-s, des locataires, de l’emploi et du
social) gehören. Dabei liess Résistons verlauten, ihr schwebe mittelfristig ein Umbau
der Wahlallianz zu einer ordentlichen Partei vor, welcher man auch als Einzelmitglied
angehören könne, ohne Mitglied bei einem der Allianzpartner zu sein. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.03.2021
HANS-PETER SCHAUB
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Nachdem sich 2021 eine Faktion von SolidaritéS abgespaltet und die neue Partei
Résistons gegründet hatte, vertieften sich die Konflikte zwischen den Genfer
Linksaussen-Parteien in den Jahren 2022 und 2023. Die in der Presse verhandelten
Streitpunkte betrafen dabei keine politischen Inhalte, sondern ausschliesslich Fragen
der Strategie und des Zusammenarbeitsstils.
Résistons war zunächst Teil der Wahlallianz Ensemble à Gauche (EàG) geblieben, zu
welcher neben SolidaritéS auch die Partei der Arbeit (PdA) und DAL (Défense des aî-né-
e-s, des locataires, de l’emploi et du social) gehörten. Allerdings wurde viel Geschirr
zerschlagen, als im Februar 2022 die Vertreterinnen und Vertreter von Résistons an
einer Sitzung des Vereins «Ensemble à Gauche – Grand Conseil» versuchten, diesen
praktisch in eine ordentliche Partei umzuwandeln, indem er für Einzelmitglieder
geöffnet würde. An jener Sitzung stellte Résistons die Mehrheit der Teilnehmenden und
brachte überraschend eine entsprechende Statutenänderung ein, die gegen den
Widerstand der drei anderen Allianzpartner auch angenommen wurde. Ursprünglich
war der Verein bloss zur Abwicklung administrativer Belange, die sich aus der
gemeinsamen Fraktion der vier EàG-Partner ergaben, gegründet worden, und EàG hatte
ausschliesslich aus den vier Organisationen als Kollektivmitgliedern bestanden. Nach
der faktischen Übernahme des Vereins trat Résistons als «EàG-Genève» auf. Dies
führte zu weiterer Empörung bei SolidaritéS, PdA und DAL, die kritisierten, der Name
der einst von ihnen gegründeten Wahlallianz werde damit von den Dissidentinnen und
Dissidenten usurpiert. Sie trugen den «Namenskrieg» («guerre des noms», wie die
Tribune de Genève schrieb) gar vor Gericht.
Hinzu kamen ein Streit um die korrekte Aufteilung der Fraktionsbeiträge, die die
gemeinsame Fraktion im Grossen Rat erhalten hatte, und Vorwürfe, dass Résistons-
Mitglieder gegenüber den anderen Partnern autoritär aufgetreten und verbale Gewalt
angewandt hätten. SolidaritéS, PdA und DAL sahen schliesslich keine Basis für eine
Zusammenarbeit mehr und beschlossen im Herbst 2022, für die kantonalen Wahlen
2023 zu dritt eine gemeinsame Liste mit dem Namen «Ensemble à Gauche: SolidaritéS,
DAL, Parti du Travail» zu bilden, von welcher Résistons ausgeschlossen wurde.
Résistons seinerseits bezeichnete die Beziehungen zu den drei ehemaligen Partnern in
der Presse ebenfalls als stark beschädigt, plädierte aber aus wahltaktischen Gründen
dennoch für eine gemeinsame Liste, da bei einer Aufspaltung auf zwei Listen das
Quorum von 7 Prozent für einen Einzug ins Kantonsparlament unerreichbar bleiben
dürfte und somit gar keine Linksaussen-Partei mehr im Parlament vertreten wäre. Weil
SolidaritéS, PdA und DAL aber hart blieben, präsentierte Résistons schliesslich eine
eigene Liste – unter der Bezeichnung «Ensemble à Gauche – Liste d’Union Populaire»,
was für erneuten scharfen Protest der drei Gründungsorganisationen von «Ensemble à
Gauche» sorgte. Die PdA schloss zudem zwei ihrer prominenteren Mitglieder – alt
Nationalrat Jean Spielmann und alt Grossrätin Salika Wenger – aus der Partei aus, weil
diese sich auf die Wahlliste der Konkurrenz hatten setzen lassen. Nachdem ein
Einigungsversuch in letzter Minute gescheitert war, zogen die beiden Listen im April
2023 schliesslich definitiv getrennt in die kantonalen Wahlen. Mit 3,55 Prozent für
«EàG: Sol, DAL, PdT» und 3,08 Prozent für «EàG – LUP» verpassten erwartungsgemäss
beide das Quorum von 7 Prozent deutlich. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.04.2023
HANS-PETER SCHAUB

Im Mai 2023 wurde im Kanton Genf mit der Union Populaire eine neue Linksaussen-
Partei gegründet. Gemäss einer Medienmitteilung mobilisierte die
Gründungsversammlung einige Dutzend Unterstützerinnen und Unterstützer. Nach
eigenen Angaben will die Union Populaire eine kämpferische Partei sein, die für soziale
Gerechtigkeit, Umwelt und Demokratie eintritt und sich gegen eine «neoliberale Politik,
die sowohl sozial als auch ökologisch verheerend» sei, zur Wehr setzen will.
Ihre Wurzeln hat die Union Populaire in der Partei «Résistons», die 2021 als Abspaltung
von SolidaritéS gegründet worden war, 2022 den Namen «EàG-Genève» verwendete
und für die Genfer Grossratswahlen vom April 2023 die Liste «Ensemble à Gauche –
Liste d’union populaire» aufgestellt hatte. Auch wenn die Liste das Quorum von 7
Prozent und damit den Einzug ins Kantonsparlament deutlich verpasst hatte, fühlten
sich ihre Vertreterinnen und Vertreter gemäss der Medienmitteilung durch die
Unterstützung, die sie im Wahlkampf erfahren hatten, zur Parteineugründung ermutigt.
Auch bei den Nationalratswahlen im Oktober 2023 wolle man kandidieren und dann den
Nationalratssitz der abtretenden Stefania Prezioso Batou verteidigen, so die Partei in
der Medienmitteilung. Ob die Vorgängerpartei «Résistons» formell aufgelöst oder nur
faktisch durch die Union Populaire ersetzt wurde, geht aus den uns vorliegenden
Quellen nicht hervor. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.05.2023
HANS-PETER SCHAUB

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Liberale Parteien

Die Liberale Partei des Kantons Genf erlebte eine turbulente Folge von vier
Präsidenten, nachdem die Generalversammlung der Partei im März überraschend den
jungen Blaise-Alexandre Le Comte, einen Vertreter des rechten Parteiflügels, zum
Nachfolger für den scheidenden Präsidenten Olivier Jornot gewählt hatte. Der in den
Folgemonaten wachsende parteiinterne Widerstand gegen Le Comte führte schliesslich
zum Rücktritt von 5 Vize-Präsidenten im Juni, woraufhin Le Comte sein Amt
niederlegte. Nach einer erneuten Interimspräsidentschaft Jornots wurde Ende
September der sozial engagierte Serge Bednarczyk zum neuen Präsidenten gewählt, nur
um bereits Anfang November wieder von diesem Posten zurückzutreten. Bis zum
Jahresende wurde die Partei daraufhin von einer „Troika“ aus den drei Vize-
Präsidenten geleitet. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.11.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Konservative und Rechte Parteien

Bei der Genfer Vigilance wurde ein Richtungsstreit zwischen Extremisten und
Gemässigten ausgetragen. Nachdem im Frühjahr ein neuer Präsident gewählt worden
war – der allerdings ein halbes Jahr später wieder demissionieren sollte –, wurde unter
Führung der kantonalen Parlamentarier eine neue Partei unter dem Namen
«Mouvement patriotique genevois (MPG)» ins Leben gerufen. Diese neue Bewegung
lehnte Kontakte mit der NA/SD ebenso wie solche zu ausländischen rechtsextremen
Parteien wie z.B. dem französischen «Front national» ab. Anfänglich suchte das MPG
eine Allianz mit der Auto-Partei aufzubauen, musste jedoch die Verhandlungen wieder
abbrechen. Einige Vertreter der Vigilance im Stadtparlament schlossen sich jedoch
nicht dem MPG, sondern der Auto-Partei an. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Mit der Mitte Februar vorgenommenen Gründung einer BDP Genf, die bei den
kantonalen Wahlen im Oktober denn auch gleich – allerdings erfolglos – antrat, waren
die Bürgerlich-Demokraten in nunmehr 17 Kantonen präsent, wobei die Romandie mit
Ausnahme des Kantons Jura vollständig abgedeckt war. Gründungen in den restlichen
Kantonen waren in Planung. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.02.2013
MARC BÜHLMANN

Die Kantonalsektionen der BDP und der CVP fällten in den Jahren 2020 und 2021
Entscheide über ihren Zusammenschluss zur neuen Partei «Die Mitte». Zusätzlichen
Schub erhielt dieser Prozess, nachdem die Delegierten der BDP und der CVP Schweiz
Mitte November 2020 einer Fusion der Bundesparteien zugestimmt hatten und diese
per 1. Januar 2021 vollzogen worden war. An diesem Datum wurden alle noch
bestehenden Kantonalsektionen von BDP und CVP zu Sektionen der fusionierten
Mutterpartei, womit die Mitte zunächst in den meisten Kantonen über jeweils zwei
Sektionen verfügte. Jede Sektion konnte und musste sodann autonom über ihre Zukunft
entscheiden, da die Kantonalparteien (und auch die Lokalparteien) in der Schweiz
organisationsrechtlich eigenständige Einheiten sind.
Dabei bedauerten die BDP-Mitglieder zwar allenthalben, dass die Etablierung als
eigenständige Partei letztlich gescheitert war. In den meisten Kantonen regte sich unter
ihnen aber keine oder keine nennenswerte Opposition gegen die Auflösung ihrer
Sektion und den Zusammenschluss mit der jeweiligen CVP-Sektion. Exponentinnen und
Exponenten, die damit nicht einverstanden waren, wählten eher den Weg des
Parteiaustritts. Auch in den meisten CVP-Sektionen gab es keinen prinzipiellen
Widerstand gegen eine Fusion; allerdings war die Fusionsdiskussion eng mit der
Umbenennung zu «Die Mitte» und somit der Streichung des «C» aus dem Parteinamen
verknüpft, die nicht in allen CVP-Kantonalparteien gleich gut ankam. Zugunsten einer
Fusion wurden in den meisten Kantonen die folgenden vier Argumente vorgebracht:
Erstens seien die inhaltlichen Überschneidungen der beiden Parteien schon bisher
gross. Zweitens erhöhe ein Zusammengehen die Schlagkraft der politischen Mitte.
Drittens könne man dadurch parteiintern einen breiteren Pool an motivierten Personen
zusammenbringen und eine neue Dynamik entfachen. Und viertens ergänze man sich
aufgrund teils unterschiedlich verteilter lokaler Hochburgen der beiden Partner
wahlarithmetisch gut: Die CVP war nach wie vor stärker in katholischen Gebieten
verankert, die BDP stärker in protestantischen Regionen.

Zu den ersten BDP-Sektionen, die ihre Auflösung und ein Zusammengehen mit der CVP
beschlossen, gehörten bemerkenswerterweise jene der beiden BDP-Hochburgen Glarus

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.01.2022
HANS-PETER SCHAUB
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und Bern, wo der Leidensdruck bei einer rein kantonalen Betrachtungsweise eigentlich
geringer war als in anderen Kantonen: In der bernischen wie in der glarnerischen Politik
hatte die BDP bis zuletzt noch eine bedeutende Rolle gespielt und sogar etwas (in
Glarus) beziehungsweise deutlich (in Bern) mehr Mandate als die CVP inne. Das
Aufgehen der BDP in der neuen Mittepartei wurde in diesen beiden Kantonen stark mit
dem Wunsch begründet, Teil einer Partei zu sein, die auch auf nationaler Ebene eine
nennenswerte Rolle spielt. Auch die Parteibasis liess sich von dieser Überlegung
überzeugen: In Glarus entschieden sich die BDP-Mitglieder – darunter auch der BDP-
Schweiz-Präsident und erklärte Fusionsbefürworter Martin Landolt – am 3. November
2020 einstimmig für die Fusion, die CVP folgte zwei Tage später mit 84 Prozent
Zustimmung. Der Fusionsentscheid fiel in Glarus somit schon rund zwei Wochen vor
dem Entscheid der Bundesparteien – und wurde deshalb unter den Vorbehalt gestellt,
dass sich auch die nationalen Parteien zum selben Schritt entschliessen würden.
Nachdem diese Bedingung erfüllt war und die zunächst auf Januar 2021 angesetzte
Gründungsversammlung wegen der Covid-19-Pandemie hatte verschoben werden
müssen, wurde der Zusammenschluss in Glarus schliesslich im Mai 2021 formell
vollzogen.
Mit Bern traf auch die grösste BDP-Sektion, welche rund die Hälfte aller Schweizer BDP-
Mitglieder stellte, schon einige Tage vor den nationalen Mutterparteien ihren Entscheid.
Am 11. November 2020 sagten hier bei der BDP 95 Prozent und bei der CVP 93 Prozent
der stimmenden Mitglieder Ja zur kantonalen Fusion. Als Grund für den frühen
Zeitpunkt gaben die Spitzen der beiden Berner Parteien an, man wolle sich schon als
fusionierte Partei auf die kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom März 2022
vorbereiten können. Formell vollzogen – mit der Verabschiedung der neuen Statuten
und der Wahl des neuen Vorstands – wurde die Berner Fusion dann im März 2021.

In Graubünden, dem dritten BDP-Gründerkanton nebst Bern und Glarus, verlief der
Fusionsprozess harziger. Sowohl die CVP als auch die BDP gehörten hier zu den drei
stärksten Parteien im Kanton, die beiden potenziellen Fusionspartner standen sich
kantonal auf Augenhöhe gegenüber. Historisch hatte im konfessionell gemischten
Kanton Graubünden zwischen ihren Vorläufern – den katholischen Konservativen und
den reformierten Demokraten (welche sich 1971 der SVP Schweiz angeschlossen hatten)
– lange eine ausgeprägte Rivalität geherrscht, in den 1940er Jahren war sogar von einem
«Kulturkampf» die Rede (Südostschweiz vom 9.6.2021). Vielleicht spielte auch diese
historische Erblast eine Rolle dafür, dass in den Reihen der Bündner BDP 2020
zunächst nicht nur eine Vereinigung mit der CVP, sondern auch ein Zusammengehen
mit der FDP oder der GLP erwogen wurde. Auch ein Weiterbestehen der kantonalen
BDP mit einer blossen Intensivierung der Zusammenarbeit mit der CVP wurde
diskutiert. Die Bündner CVP-Führung wiederum äusserte Bedenken, dass eine Fusion
gut etablierte Parteistrukturen gefährden und in CVP- respektive BDP-Stammlanden
eine Abwanderung von Wählenden bringen könnte: «Eins plus eins muss nicht zwingend
zwei ergeben», liess CVP-Kantonalpräsident Stefan Engler verlauten. Es gab
Befürchtungen, dass man als fusionierte Partei die drei von fünf Regierungssitzen und
die über 50 von 120 Grossratssitzen schlechter halten könnte. Zudem war in der CVP
Graubünden zunächst nicht klar, ob sich eine Mehrheit zu einer Streichung des «C» aus
dem Parteinamen würde durchringen können – was wiederum in den Reihen der BDP
als Bedingung für ein Zusammengehen galt. Nachdem die beiden Mutterparteien Ende
2020 ihre Fusion auf nationaler Ebene besiegelt hatten, nahm der Prozess aber auch in
Graubünden stärker Fahrt auf – auch deshalb, weil die Parteispitzen rechtzeitig vor den
kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom Mai 2022 Klarheit schaffen wollten. Die
BDP-Mitglieder bekannten sich bei einer Mitgliederversammlung informell zum Ziel
einer Fusion, eine Projektgruppe aus beiden Parteien nahm ihre Arbeit auf und im
Januar 2021 gaben die Junge BDP und die Junge CVP ihre Unterstützung für eine Fusion
bekannt. Ende März 2021 sprach sich schliesslich auch die kantonale Parteileitung der
CVP erstmals offiziell für eine Fusion – und für eine Umbenennung in «Die Mitte» – aus.
In einer gemeinsamen Medienmitteilung der Bündner BDP- und CVP-
Geschäftsleitungen wurden die Fusionsbestrebungen auch mit dem anstehenden
Wechsel Graubündens vom Majorz- zum Doppelproporzsystem für die Grossratswahlen
begründet: Mit dem neuen Wahlsystem werde eine flächendeckende Präsenz im ganzen
Kanton wichtiger, deshalb würden die beiden regional unterschiedlich verankerten
Fusionspartner einander gut ergänzen. Im April 2021 folgten eine konsultative
Urabstimmung bei der CVP und eine Mitgliederumfrage bei der BDP, wobei sich 86
Prozent der CVP- und fast 95 Prozent der BDP-Mitglieder für die Fusion aussprachen.
Die NZZ ging davon aus, dass die Nein-Stimmen in der BDP ideologisch begründet
waren, da die Bündner BDP aufgrund ihres historischen Erbes etwas weiter rechts zu
verorten sei als die CVP; dies gelte für jüngere BDP-Mitglieder allerdings nicht mehr und
wie die Südostschweiz aufzeigte, waren sich die beiden Sektionen bei den kantonalen
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und nationalen Abstimmungsparolen ab 2016 praktisch immer einig. Im Mai 2021
wurden die Statuten für die neue Partei vorgestellt. Sie basierten auf jenen der CVP
Graubünden, seien aber «vollständig überarbeitet worden» und sahen für Partei und
Fraktion für eine Übergangszeit eine Doppelspitze vor, um beiden Fusionspartnern eine
gleichwertige Vertretung zu garantieren. Nach diesen langwierigen Vorarbeiten war es
am 7. Juni 2021 schliesslich auch in Graubünden so weit: Zunächst noch in getrennten
Delegiertenversammlungen wurde die Fusion von der CVP mit 74 zu 1 Stimmen bei 4
Enthaltungen, von der BDP einstimmig gutgeheissen. Noch am selben Abend folgte die
erste gemeinsame Delegiertenversammlung der «Mitte Graubünden» mit der Wahl der
neuen paritätischen Doppelspitze. Bis zum Schluss blieb der Fusionsprozess aber von
Nebengeräuschen begleitet: Zwischen Dezember 2020 und Juni 2021 traten insgesamt
drei BDP-Grossräte zur FDP und einer zur SVP über, aus den Reihen der CVP wechselte
ein Grossrat zur SP; auch der dreiköpfige Vorstand der BDP-Ortssektion Chur war
geschlossen zur FDP übergetreten, weil für ihn ein Zusammengehen mit der CVP «keine
Option» war.

In den Kantonen Aargau im Januar 2021, in Zürich im März 2021 und in Freiburg im Juni
2021 fielen die Entscheide der BDP-Basis zugunsten der Fusion einstimmig aus, wobei
zumindest in den ersten beiden Kantonen ein kleiner Teil der BDP-Mitglieder und
-Mandatsträger nicht in die neue Mitte-Partei übertrat, sondern zur GLP oder zur FDP
wechselte oder aber parteilos wurde. Seitens der CVP gab es in Zürich bloss eine
einzige Gegenstimme gegen die Fusion, im Aargau und in Freiburg wurden die CVP-
Beschlüsse in der Presse nicht thematisiert.

Einen besonderen Weg wählte im Juni 2021 die BDP Thurgau: Auch sie löste sich auf,
beschloss aber – soweit ersichtlich als einzige BDP-Kantonalpartei – kein
Zusammengehen mit der kantonalen CVP. Man wolle es den einzelnen Mitgliedern
überlassen, ob und welcher anderen Partei sie sich anschliessen möchten, erklärte die
Kantonalpartei. Gemäss Medienberichten gab es unter den zuletzt rund 50 Thurgauer
BDP-Mitgliedern etliche, die ihre Zukunft in der GLP sahen; andere traten zur Mitte
über, wiederum andere wollten keiner Partei mehr angehören.

Als letzte Kantonalsektionen der BDP verschwanden schliesslich die Baselbieter und die
Genfer BDP von der politischen Landkarte. Die BDP Basel-Landschaft hatte vor ihrem
Entscheid über eine Fusion abwarten wollen, ob die potenzielle Fusionspartnerin das
«C» aus dem Namen streichen und sich zum neuen Parteinamen «Die Mitte» bekennen
würde – ein Schritt, der in der CVP Basel-Landschaft zunächst umstritten war, letztlich
aber doch vollzogen wurde. Nachdem diese Vorbedingung der BDP erfüllt und zudem
klargestelt war, dass sich auch BDP-Mitglieder in kommunale und kantonale
Leitungsfunktionen der neuen Mittepartei wählen lassen könnten, entschied sich die
BDP-Basis Ende September 2021 schliesslich einstimmig dafür, ihre Sektion in der
künftigen «Mitte» aufgehen zu lassen. Nicht alle der zuletzt rund 60 Baselbieter BDP-
Mitglieder traten indessen in die neue Mittepartei über; so schloss sich etwa eine
Gemeinderätin der GLP an und der kantonale Parteipräsident entschied sich für die
Parteilosigkeit. Die BDP Genf war schliesslich die letzte BDP-Kantonalpartei, die über
ihr Schicksal entschied: Im Dezember 2021 beschlossen auch hier die Mitglieder
einstimmig, ihre Sektion in die «Mitte» einzugliedern.
Die Parteifusionen in Basel-Landschaft und Genf wurden per 1. Januar 2022 vollzogen.
Genau ein Jahr nach der Bildung der nationalen «Mitte» war der Fusionsprozess somit
in den Kantonen abgeschlossen und die BDP hörte auch auf kantonaler Ebene auf zu
existieren. Einzelne CVP-Sektionen bestanden hingegen noch weiter, weil sie den
Namenswechsel zumindest vorerst nicht mitmachten. 7
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Andere Parteien

Die Mitgliederversammlung des Mouvement Citoyens Genevois (MCG) wählte im April
2022 den Grossrat François Baertschi zum neuen Parteipräsidenten. Baertschi, der die
Geschicke der Partei davor schon seit 2009 als Generalsekretär mitgeprägt hatte, war
der einzige Kandidat für den Posten gewesen. Er löste Francisco Valentin ab, der die
Partei seit 2019 geleitet hatte.
Als Priorität nannte Baertschi die Vorbereitung der Partei – die laut Tribune de Genève
2022 rund 1'200 Mitglieder zählte – auf die kantonalen und eidgenössischen Wahlen
2023. Dabei zeigte er sich gegenüber der Presse zuversichtlich, dass das MCG wieder
besser abschneiden werde als 2018. Damals hatte die Partei Stimmen an die kurzlebige
Konkurrenzorganisation «Genève en Marche» des vormaligen MCG-Exponenten Eric
Stauffer verloren. Diesmal werde es jedoch keine Dissidentinnen oder Dissidenten
geben, glaubte Baertschi. Er hoffte auch auf eine Wahlallianz mit den bürgerlichen
Parteien. Als Thema werde er mit dem MCG weiterhin den Schutz der Genferinnen und
Genfer vor den negativen Auswirkungen der Grenzgängerinnen und -gänger ins Zentrum
stellen. 8
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1) TG, 5.3.21
2) Medienmitteilung EàG vom 14.2.23; TG, 24.2., 21.9., 29.9., 1.12., 21.12., 22.12.22, 3.2.23
3) Medienmitteilung Union Populaire vom 6.5.23; TG, 10.5.23
4) TG, 10.3.06 (Wahl von Le Comte); Krise: 24h, LT und TG, 20.-28.6.06; Wahl von Bednarczyk: LT und TG, 12.-29.9.06;
Rücktritt Bednarczyks und Ende der Krise: LT und TG vom 4.-8.11.06. 
5) Suisse vom 9.6.90; JdG vom 30.4.90, 7.5.90, 11.6.90, 19.10.90 und 21.11.90
6) NZZ, 9.2.13; LT, 13.2.13; TG, 14.2.13.
7) Bund, SGR, 7.5.20; BZ, 13.6.20; SGL, 20.6.20; BZ, 29.6.20; SGR, 25.7., 15.8.20; AVF, 18.8.20; SZ, 20.8.20; SGR, 1.9.20; Bund,
2.9.20; BZ, 8.9.20; BLZ, BZ, 8.10.20; CdT, SGL, 13.10.20; Bund, 10.11.20; BZ, Bund, SGL, 12.11.20; TZ, 18.11.20; SGR, 1.12.,
4.12.20; SGL, 11.1.21; AZ, 14.1.21; SGR, 22.1.21; SGL, 23.1.21; SGR, 5.2.21; SGL, 8.2.21; Bund, 20.3.21; NZZ, SGR, TA, 24.3.21; AVF,
SGR, 25.3.21; BZ, 26.3.21; TA, 29.3.21; SGR, 20.4., 1.5., 3.5., 11.5.21; SGL, 15.5.21; SGR, 17.5., 2.6.21; NZZ, 4.6.21; TZ, 5.6.21; SGR,
8.6., 9.6.21; Lib, 18.6.21; BaZ, 31.7.21; TG, 30.9.21; BLZ, 13.10.21; BaZ, 27.10.21; BLZ, BaZ, 28.10.21; TG, 23.12.21
8) TG, 30.4.22; TG, 7.5.22
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